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Die Schweiz ist nun durchaus bereit, vom 1. Juli nächsthin hinweg denjenigen 
Zolltarif, welchen sie den am meisten begünstigten Nationen (Frankreich, Zoll­
verein) bewilligt, auch Österreich zu gewähren, sofern seinerseits Österreich 
erklärt, die Schweiz im Zollwesen den am meisten begünstigten Staaten gleich zu 
halten.

Nach unserm Dafürhalten sollte das k.k. Ministerium kein Bedenken tragen, 
der Schweiz eine Erklärung abzugeben, da ja ein derartiges Verfahren dem Inhalt 
des projektirten neuen Zollgesezes entspricht und mit der Handelspolitik, welche 
der Kaiserstaat vom 1. Juli an einzuhalten gedenke, ganz im Einklang steht.

Das Gesagte kurz zusammenfassend, stellt sich die Sache so: die Schweiz wird 
vom 1. Juli d.Js. an Österreich gegenüber ihren ermässigten Zolltarif zur Anwen­
dung bringen, sofern das k.k. Ministerium erklärt, die Schweiz ebenfalls mit den 
am meisten begünstigten Nationen gleichzuhalten.

Wir laden Sie daher ein, in einer nochmaligen Audienz dem Hrn. Minister die 
Sache von diesem Standpunkte aus vorzulegen und dahin zu wirken, dass von 
Seite Österreichs eine angedeutete, dem Grundsaze der Reziprozität entspre­
chende Erklärung erfolge.

Da nun aber zwischen jezt und dem Eintritte unseres neuen Tarifs2 nur noch 
wenige Wochen bleiben und es in unserm Wunsch liegt, unsern ermässigten Tarif 
gegenüber allen, oder doch den meisten unserer Nachbarstaaten zur Anwendung 
bringen zu können, so laden wir Sie ferner ein, eine Erledigung dieser Angelegen­
heit in dem angeregten Sinne nach Möglichkeit zu beschleunigen.

2. Un nouveau tarif des péages ne sera adopté que par la loi fédérale du 26 juin 1884. Cf. RO 
Nouvelle série, VII, p. 489—521.

529
E 22/1881

Proposition du suppléant du Chef du Département de Justice et de Police,
C. Fornerod, au Conseil fédéral

Bern, 9. September 1865

Mit Noten vom 22. Juli, 25. Juli und 15. August d.Js.1 hat die französische 
Gesandtschaft mitgetheilt, es haben die Hr. Lehmann Dietisheim, französischer 
Israelit, wohnhaft in Holderbank, Kt. Solothurn, und Hr. Benjamin Nordmann, 
ebenfalls französischer Israelit, wohnhaft in Nünningen, Kt. Solothurn, von dem 
durch Staatsvertrag vom 30. Juni 18642 gewonnenen Rechte Gebrauch machen 
und im Kt. Basel-Landschaft Niederlassung nehmen wollen. Die betreffenden

1. Non reproduites.
2. RO VIII, p. 201.
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basellandschaftlichen Gemeinden haben ihnen die Niederlassung zugesagt und 
zwar die Gemeinde Oberdorf dem Hrn. Dietisheim und die Gemeinde Reigolds- 
wil dem Hrn. Nordmann, allein die Regierung habe die Bewilligung zur Nieder­
lassung verweigert, weil die Petenten Israeliten seien.

Die Regierung von Basellandschaft wurde unterm 24. und 28. Juli um beför­
derlichen Bericht ersucht. Da aber dieser nicht einlangte, wohl aber eine neue 
drängende Reclamation, so wurde ihr am 16. August3 eine Frist angesetzt, um bis 
und mit dem 26. August ihren Bericht einzugeben und die Acten zu übersenden.

Die erwähnte Regierung antwortete mit Schreiben vom 24. August4 das aber 
nicht bis den 26. einlangte, sondern erst den 28. August. Sie machte nun folgende 
Eröffnungen: schon Mitte Juli habe das Statthalteramt Waldenburg ihr diese Nie­
derlassungsgesuche vorgelegt, allein sie habe sich nicht als competent erachtet, 
darüber definitiv zu entscheiden, und daher am 21. August a.c. die Sache dem 
Landrathe vorgelegt. Dieser habe nun beschlossen, es könne diesen Gesuchen im 
Hinblik auf die Bestimmungen der Bundesverfassung und auf § 18 der Kantons­
verfassung5 nicht entsprochen werden, bis durch Revision dieser Verfassungen 
eine Übereinstimmung mit dem schweizerisch-französischen Staatsvertrage 
erzielt sei. Dabei bemerkte die Regierung, es seien nicht religiöse Bedenken, wel­
che diese Schlussnahme veranlasst haben, sondern es liege der Grund (wenn wir 
die etwas unklare Redaction richtig verstehen) in dem zu befürchtenden 
Zudrange der elsässischen Israeliten und der daraus entspringenden «lästigen 
Hemmung der Rechte» (soll wohl heissen «Concurrenz») der eigenen Einwoh­
ner. Die verlangten Acten wurden nicht überschickt, dagegen bemerkte die 
Regierung, sie habe sofort Weisung gegeben, dieselben den Petenten auszu­
händigen.

Im Hinblik auf diesen Bericht, der sogar die Sammlung des Actenmaterials 
verhinderte, und da aus einer inzwischen an den Bundesrath gelangten directen 
Eingabe des Lehmann Dietisheim sich ergab, dass in letzter Zeit einem ändern 
französischen Israeliten im Kt. Basellandschaft die Niederlassung bewilligt wor­
den sei, so hat der Bundesrath am 30. August a.c. beschlossen:

1. es sei die französische Gesandtschaft zu ersuchen, diejenigen Papiere einzu­
senden, welche die H. Nordmann und Dietisheim behufs der Niederlassung den 
Behörden von Basellandschaft eingegeben, aber wieder zurückerhalten haben;6

2. sei die Regierung von Basellandschaft anzufragen, ob die Behauptung, dass 
einem ändern französischen Israeliten die Niederlassung bewilligt worden, richtig 
sei, und ob sie, abgesehen von den allgemeinen Gründen, spezielle Einwendun­
gen gegen die H. Nordmann und Dietisheim zu machen habe?7

Gegenwärtig liegt nun eine neue Note der französischen Gesandtschaft vor, 
datirt 6. September 18658, worin sie der Note des Bundesrathes vom 30. August

3 . N on reproduites.
4. Non reproduite.
5 . Constitution du 6 mars 1863, pu b liée  dans Gesetze, Verordnungen und Beschlüsse des 
Kantons Basel-Landschaft.  A ch te r  Band, Liestal, s.d., p. 432.
6 . Non reproduite.
7 . N on reproduite.
8 . N on reproduite.
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mit keiner Sylbe erwähnt, sondern selbständig in etwas auffallender Form eröff­
net, ihre Regierung sei von der Nachricht, dass den französischen Israeliten in 
dem Halb-Kanton Basellandschaft die Niederlassung verweigert werde, sehr 
überrascht worden; sie habe daher die Gesandtschaft beauftagt, der Bundesregie­
rung den Art. VII des Niederlassungsvertrages9 in Erinnerung zu rufen und des­
sen strikte Vollziehung zu verlangen («et d ’en demander la stricte exécution»). 
Ohne sich mit den persönlichen Verhältnissen der sich beschwerenden Israeliten 
zu befassen und ohne zu wissen, ob deren Papiere mehr oder weniger in Ordnung 
seien, glaubt die Gesandtschaft die prinzipielle Frage stellen zu sollen:

Haben die französischen Israeliten, ja oder nein, das Recht, in der Schweiz sich 
niederzulassen?

Die Gesandtschaft fügt selbst bei, es könne nach dem Wortlaute des Vertrages 
diese Frage nur bejahend beantwortet werden und verlangt daher Namens ihrer 
Regierung, dass der Bundesrath so schnell als möglich diejenigen Massnahmen 
treffen möchte, welche geeignet seien den Widerstand von Baselland zu brechen. 
Dann tritt die Gesandtschaft aus dem prinzipiellen Standpunkte heraus und 
kommt doch noch auf die oben erwähnten Spezialfälle zu sprechen, indem sie in 
wenig passender Weise bemerkt, der Bundesrath hätte nun Zeit genug gehabt, um 
sich alle wünschbaren Aufschlüsse über die Begründetheit der Reclamationen 
der Interessirten zu verschaffen; es scheine ihr daher, der Bundesrath sollte nicht 
zögern, einfach und klar die Vollziehung von Art. VII des Vertrages anzuordnen.

Wir beschränken uns darauf, den Inhalt dieser Note hiermit darzulegen und 
zugleich uns dahin auszusprechen, dass dieselbe nach unserer Ansicht nicht in der 
Weise zu beantworten sei, wie ihr Inhalt speziell veranlassen könnte. Es dürfte 
genügen, der Gesandtschaft einfach Kenntnis zu geben von dem prinzipiellen 
Standpunkte des Bundesrathes.

Was nun die Regierung von Basellandschaft betrifft, so hat dieselbe auf die 
Anfrage des Bundesrathes vom 30. August mit Schreiben vom 6. September a.c. 
geantwortet, dass sie mit Rücksicht auf den prinzipiellen Entscheid des Landra- 
thes sich nicht veranlasst gesehen habe, über die persönlichen Verhältnisse von 
Dietisheim und Nordmann sich zu erkundigen; sie sei auch nie im Besitze ihrer 
Belege gewesen. Dann sei es allerdings wahr, dass dem Israeliten Samuel Woog 
gestattet worden sei, seinen Aufenthalt von Rümlingen nach Sissach zu verlegen; 
es sei dieses jedoch nur geschehen, weil Woog seit 30 Jahren im Kanton wohne 
und sich musterhaft betrage. Übrigens sei ihm nicht die Niederlassung bewilligt, 
sondern blos die Duldung gestattet. Hieraus erwachsen jedoch keine Ansprüche 
für andere Israeliten.

Bei diesem Stande der Sache betrachten wir es nun ebenfalls als das Angemes­
senste, die Frage prinzipiell zu behandeln, und da der Entscheid hierüber nicht 
zweifelhaft sein, sondern nur dahin gehen kann, dass in Folge des Staatsvertrages 
vom 30. Juni 1864 die französischen Israeliten auch im Kt. Basellandschaft das 
Recht der Niederlassung und des Gewerbebetriebes erlangt haben, so stellen wir 
den Antrag:

9. Du 30 ju in  1864. RO VIII, p. 303.
10. Liestal, Staatsarchiv Baselland, Niederlassung C, Juden 1831 — 1869.
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I. Es sei der Beschluss des h. Landrathes des Kts. Basel-Landschaft vom 
21. August a.c.10 als aufgehoben erklärt.

II. Es sei dem h. Landrathe des Kts. Basel-Landschaft eine Frist von 14 Tagen 
eingeräumt, um den Staatsvertrag mit Frankreich betreffend die Niederlassung 
vom 30. Juni 1864 im ganzen Umfange in Vollziehung zu setzen, oder die Frage 
der Kompetenz der beiden eidgenössischen Räthe gemäss Art. 74, Ziff. 17 und 
Art. 80 der Bundesverfassung11 bei der vereinigten Bundesversammlung anhän­
gig zu machen, anderen Falles der Bundesrath sofort die zur Vollziehung des 
gegenwärtigen Beschlusses dienlich scheinenden weitern Entschliessungen fas­
sen und in Ausführung bringen würde.

III. Es seien diese Beschlüsse der Regierung zu Händen des h. Landrathes des 
Kts. Basel-Landschaft mittelst Schreibens nach dem beiliegenden Entwürfe mit- 
zutheilen.

IV. Sei der französischen Gesandtschaft auf ihre Note vom 6. September a.c. zu 
antworten, der Bundesrath anerkenne im Prinzipe vollständig, dass gemäss dem 
seit 1. Juli 1865 in Kraft getretenen Staatsvertrage vom 30. Juni 1864 den franzö­
sischen Israeliten das Recht zustehe, in der Schweiz sich niederzulassen. Der Bun­
desrath werde auch, wo sich Schwierigkeiten dagegen erheben sollten, diesem 
Prinzipe im ganzen Umfange der Schweiz Nachachtung zu verschaffen wissen. 
Dagegen müssen hiebei die verfassungsmässigen Kompetenzen und Formen 
beobachtet werden. Aus diesem Grunde müsse auch der erste Entscheid in den 
Spezialfällen Dietisheim und Nordmann der Regierung von Baselland Vorbehal­
ten bleiben.12

11. RO I, p. 24 et 25.
12. Acceptées par le Conseil fédéral le 15 septembre 1865. PVCF,¥L 1004 l/6 2 ,n °3 8 5 6 . Cf. let­
tres du Conseil fédéral à Bâle-Campagne et à l ’Ambassadeur de France à Berne, non reproduites.
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Le Secrétaire du Département d ’Etat des Etats-Unis, W.H. Seward, 
au Ministre-résident des Etats-Unis à Berne, G. Harrington

Copie

Traduction Washington, 1er novembre 1865

Le 20 juin dernier votre prédécesseur, Mr. Fogg, a transmis à ce Département 
une dépêche qui était accompagnée de deux larges volumes in-folio, contenant 
des manuscrits. Ces manuscrits consistaient en adresses et autres communications 
de la part du Gouvernement de la Confédération suisse, des Gouvernements de 
ses divers cantons, des municipalités et corporations et des citoyens suisses au 
Gouvernement et peuple des Etats-Unis. Toutes ces adresses ont été élicitées par
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